
Die KED in Bayern plädiert für inklusive Schulpflicht

Homeschooling muss legalisisiert werden

München – In der von einem Virus ausgelösten Krise rücken ganz plötzlich die Eltern
in ihrer grundlegenden Bedeutung für Bildung und Erziehung der Kinder in das 
öffentliche Interesse. Galten sie zuvor oftmals als Störenfriede, die der Schule 
fernzubleiben haben, fühlen sie sich jetzt oftmals in die Rolle von Ersatzlehrern 
gedrängt. Nach der Corona-Krise wird es Zeit sein, endlich darüber nachzudenken, 
ob unsere exklusive Schulpflicht noch zeitgemäß ist und einem freiheitlichen Staat 
angemessen ist.

Es ist nicht nachzuvollziehen, warum Deutschland im Unterschied zu den meisten 
anderen demokratischen Ländern, immer noch an einer exklusiven Schulpflicht 
festhält. Nach dem Aussetzen der Wehrpflicht stellt sie die einzige grundlegende 
Einschränkung persönlicher Freiheitsrechte dar. Dafür gibt es aber in einem 
freiheitlichen Rechtsstaat keine ausreichende Begründung. Schulpflicht bedeutet im 
Ergebnis, dass Eltern Kindesverwahrlosung unterstellt wird, nur wenn sie in 
Wahrnehmung des vom Grundgesetz garantierten Elternrechts die Bildung ihrer 
Kinder selbst organisieren.

Dabei kennt die Schulpflicht schon jetzt Ausnahmen, etwa für Kinder von 
Schaustellern. Auch die Möglichkeit, Privatschulen ohne staatlich anerkannte 
Abschlüsse zu gründen, ist eine solche Ausnahme. Erklärtes Ziel des Schulwesens 
ist zu Recht ein breit gefächertes Schulsystem, um jedem Kind einen optimal 
geeigneten Bildungsweg anbieten zu können. Das aber muss das Homeschooling 
einschließen und darf es nicht diskriminieren.

Der KED-Landesvorsitzender Stephan Hager wörtlich: „Weil es um das Wohl der 
Kinder geht, muss der Staat sicherstellen, dass sie eine ihren Fähigkeiten gemäße 
Bildung erhalten. Es gibt keinen Grund, warum Kinder die Schulpflicht ausgerechnet 
mit Homeschooling nicht erfüllen können. Homeschooling muss als integraler 
Bestandteil unseres differenzierten Schulsystems etabliert und als zusätzlicher 
Bildungsweg legalisiert werden.“
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